
In Abhängigkeit vom Ergebnis der weiteren Beweisauf­
nahme hat das Kreisgericht darüber hinaus zu beach­
ten, daß eine Strafverschärfung aus diesen Gründen 
dann in Betracht kommt, wenn das böswillige Sichhin- 
wegsetzen der Rückfalltäter über die gesellschaftlichen 
Anforderungen bzw. die hartnäckige Mißachtung der 
Gesetze in der erneuten Straftat seine Fortsetzung fand, 
so daß die Rückfälligkeit einen tatbezogenen Umstand 
darstellt, der in die Schwere der Tat edngeht und da­
mit Grundlage für eine schuld- und verantwortungs­
bezogene Strafzumessung ist.
Das Kreisgericht hat jedoch auch die sich aus der Be­
gehungsweise ergebende Schwere der Tat unterbewer­
tet und Strafen ausgesprochen, die in Anbetracht der 
außerordentlich hohen Intensität, insbesondere der 
rohen, brutalen und hemmungslosen Tatausführung so­
wie der schwerwiegenden Folgen, zu gering bemessen 
sind. Beide Angeklagten haben grundlos, lediglich aus 
Lust am Schlagen und um sich „abzureagieren“, andere 
Bürger tätlich angegriffen. Der Tatbeitrag des einschlä­
gig vorbestraften Angeklagten K. ist dabei größer als 
der des Mitangeklagten E. Bereits das der Straftat un­
mittelbar vorausgegangene Verhalten des K. zeigt an­
schaulich seine negative Einstellung gegenüber der Ge­
sundheit, aber auch der Ehre und Würde seiner Mit­
menschen. Ohne jeden Anlaß stieß er einen 83jährigen 
Bürger und einen anderen Zeugen zu Boden. Gegen­
über dem geschädigten Erich Wa. verhielt er Sich in 
kaum zu überbietender Weise brutal und hemmungs­
los. Darüber hinaus schlug er den Zeugen L. Die von 
ihm begangene Straftat ist im besonderen Maße ge­
fährlich, so daß in Abhängigkeit vom weiteren Beweis­
ergebnis eine Strafe von etwa vier Jahren Gefängnis 
auszusprechen ist.
Der Tatbeitrag des Angeklagten E. ist zwar nicht von 
der gleichen Schwere wie der des Mitangeklagten K., 
jedoch ist auch er aus den gleichen Motiven gegenüber 
Erich Wa. tätlich vorgegangen. Als besonders schwer­
wiegend ist die Tatsache einzuschätzen, daß er auf den 
von K. mißhandelten, regungslos und damit wehrlos 
am Boden liegenden Geschädigten unkontrolliert ein­
trat und ihn u. a. auch im Gesicht traf. Die gegen ihn 
auszusprechende Strafe sollte deshalb unter Berücksich­
tigung der noch zu treffenden Feststellungen bei etwa 
drei Jahren Gefängnis liegen.

§§ 73, 51, 44, 74 StGB.
1. Tateinheit liegt vor, wenn ein und dieselbe Hand­
lung sowohl die objektiven als auch die subjektiven 
Merkmale mehrerer Tatbestände erfüllt. Dagegen ist 
Tateinheit ausgeschlossen, wenn das Verhalten des 
Täters zunächst gegen die körperliche Unversehrtheit 
bzw. die geschlechtliche Unantastbarkeit des Opfers, 
später aber auf die Verwirklichung eines Tötungsvor- 
satzes gerichtet ist.
2. Bei der Prüfung der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit ist nicht eine allgemeine, sondern die auf die 
konkrete Straftat bezogene Einsichts- und Steuerungs­
fähigkeit des Täters festzustellen. Dabei ist der Cha­
rakter des jeweiligen Delikts zu beachten. In die Prü­
fung der dabei in Betracht kommenden Faktoren sind 
die Umstände der Tat, insbesondere der konkrete 
Tatablauf, und die Besonderheiten der einzelnen 
Handlungsteile sowie die Fähigkeit des Angeklagten, 
sich anerzogener Wertnormen zu erinnern, einzubezie­
hen.
3. Zu einer verminderten Zurechnungsfähigkeit füh­
render übermäßiger Alkoholgenuß rechtfertigt allein 
keine Strafmilderung. Sie ist grundsätzlich auch dann 
ausgeschlossen, wenn neben der die Anwendung des 
§ 51 Abs. 2 StGB rechtfertigenden erheblichen Alko­

holbeeinflussung ein leichter Schwachsinn vorliegt, 
dem im Hinblick auf die Begründung der Vorausset­
zungen der genannten Bestimmung keine selbständige 
Bedeutung zukommt.
4. In Anerkennung der Vielseitigkeit der Faktoren, die 
die Vollendung einer Straftat verhindern, bestimmt 
§ 44 Abs. 1 StGB, daß das versuchte Verbrechen milder 
bestraft werden k a n n  als das vollendete. Dabei sind 
jedoch die Motive des Täters, der Grad der Verwirk­
lichung der Straftat, die Gründe, aus denen sie nicht 
vollendet wurde, und die verursachten Folgen zu be­
rücksichtigen.
5. Wird bei zwei selbständigen Verbrechen einmal auf 
Todesstrafe oder lebenslanges Zuchthaus und einmal 
auf eine zeitige Freiheitsstrafe erkannt, so ist der 
Ausspruch einer zeitigen Freiheitsstrafe im Tenor des 
Urteils fehlerhaft, weil die Vollstreckung einer zeitigen 
Freiheitsstrafe neben der Todes- oder lebenslangen 
Zuchthausstrafe nicht möglich ist.
OG, Urt. vom 26. Mai 1967 - 5 Ust 24/67.

Der Angeklagte drang am 12. Juni 1966 unter Alkohol­
einfluß in die Wohnung der Frau S. ein, um sie zum 
Geschlechtsverkehr zu zwingen. Er verletzte sie durch 
Messerstiche erheblich am Kopf und am Oberkörper. 
Danach schnitt er ihre Kleidung auf und führte einen 
Messergriff in ihr Geschlechtsteil ein. Um die Tat zu 
verdecken, entschloß er sich, Frau S. zu töten. Deshalb 
schlug er ihr mit Blumentöpfen und mit einer Milch­
flasche auf den Kopf. Er ließ erst von ihr ab, als er 
glaubte, sie sei tot.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Stadtgericht 
den Angeklagten wegen versuchter Notzucht in Tat­
einheit mit gewaltsiamer Unzucht und gefährlicher 
Körperverletzung (§§ 177, 43, 176 Abs. 1 Ziff. 1, 223 a,
73 StGB) zu sieben Jahren Zuchthaus und wegen ver­
suchten Mordes (§§ 211, 43 StGB) zu lebenslangem 
Zuchthaus verurteilt.
Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung führte 
zur Abänderung der erstinstanzlichen Entscheidung.
Aus den G r ü n d e n :
Wenn mit der Berufung eingewandt wird, daß ein 
zusammenhängender Handlungskomplex vorliege und 
deshalb § 73 StGB Anwendung finden müsse, so wird 
übersehen, daß dieser Zusammenhang nicht das Kri­
terium für die Anwendung dieser Bestimmung ist. Bei 
Tateinheit werden durch ein und dieselbe Handlung 
mehrere Strafgesetze verletzt, wobei zu beachten ist, 
daß mit dieser Handlung sowohl die objektive als 
auch die subjektive Seite der Tatbestände der jewei­
ligen Strafbestimmungen erfüllt sein muß. In vorlie­
gendem Fall hat der Angeklagte den Tötungsvorsatz 
erst nach Vollendung der vorangegangenen Straftat 
gefaßt, um diese zu verdecken, so daß der Gesamt­
handlungskomplex tatbestandsmäßig klar getrennt 
werden muß. Tateinheit ist somit ausgeschlossen, wie 
vom Stadtgericht richtig erkannt worden ist.
Nicht berechtigt sind ferner die Zweifel, die mit der 
Berufung am nervenärztlichen Gutachten geäußert 
werden. Vom Gutachter ist ausdrücklich berücksich­
tigt worden, daß beim Angeklagten eine frühkind­
liche Hirnschädigung und ein Schwachsinn ersten 
Grades Vorlagen und er nur die 4. Klasse der Sonder­
schule erreicht hat. Dadurch war die allgemeine Ur­
teils und Kritikfähigkeit des Angeklagten zweifels­
ohne herabgesetzt. Bei der Prüfung der strafrecht­
lichen Zurechnungsfähigkeit geht es auch nicht darum, 
eine allgemeine, sondern die auf die' konkrete Straf­
tat bezogene Einsichts- ind Steuerungsfähigkeit des 
Täters festzustellen. Der Gutachter hat überzeugend 
dargelegt, daß — im Gegensatz zu einem vom Ange- * 
klagten im Jahre 1958 begangenen Buntmetalldieb- 
stahl, wo die Anwendung von § 51 Abs. 2 StGB ge­
rechtfertigt war — hinsichtlich der im Jahre 1966

449


